
 

 

Regensdorf, 3. Oktober 2011  
KR-Nr. 281/2011 

 
 
 
M O T I O N  von Barbara Steinemann (SVP, Regensdorf) 
 
betreffend Meldung von Personen ohne geregelten Aufenthalt an das Amt für Migrati-

on  
________________________________________________________________________ 
 
Der Regierungsrat unterbreitet dem Parlament eine gesetzliche Grundlage, wonach alle kan-
tonalen Amtsstellen und Amtspersonen verpflichtet werden, Personen ohne geregelten Auf-
enthalt an das Migrationsamt zu melden. 
 
  Barbara Steinemann 

 

 
Begründung:  

Sans papiers sind Personen, die über keine gültigen Reise- oder Identitätspapiere verfügen. 
Einerseits können ihnen diese abhanden gekommen sein, andererseits ist es aber auch 
möglich, dass sie die Papiere aus eigenem Anlass vernichtet oder versteckt haben. Entwe-
der diese Personen beantragen Asyl, weil sie (zu Recht oder zu Unrecht) der Meinung sind, 
es liege ein Asylgrund vor. Dies ist selbstverständlich legal. Oder aber die Personen tauchen 
unter, weil kein Asylgrund vorliegt und sie auch sonst kein Recht auf Aufenthalt in der 
Schweiz haben. Sie melden ihren Aufenthalt bewusst keiner Amtsstelle, da sie befürchten 
müssen, ausgewiesen zu werden. Dieses Verhalten ist selbstverständlich illegal. Wer sich 
ohne Bewilligung in unserem Land aufhält, verstösst gegen unsere demokratisch beschlos-
senen Asyl- und Ausländergesetze.  
 
Personen, die sich illegal bei uns aufhalten, müssen möglichst bald entdeckt und ausgewie-
sen werden. Eine Voraussetzung dafür ist, dass kantonale Behörden, die Kenntnis über Fälle 
von illegalem Aufenthalt haben, dies dem Amt für Migration melden.  
Dass die kantonalen Behörden Fälle von illegalem Aufenthalt dem Amt für Migration melden 
müssten, macht schon das Bundesrecht mit Art. 97 AuG klar: «die mit dem Vollzug dieses 
Gesetzes betrauten Behörden unterstützen sich gegenseitig in der Erfüllung ihrer Aufgaben. 
Sie erteilen die benötigten Auskünfte und gewähren auf Verlangen Einsicht in amtliche Ak-
ten. Andere Behörden des Bundes, der Kantone und der Gemeinden sind verpflichtet, die für 
den Vollzug dieses Gesetzes notwendigen Daten und Informationen auf Verlangen den Be-
hörden nach Absatz 1 bekannt zu geben.» 
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